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Stellungnahme zum Entwurf der Bundesregierung zur Änderung des Filmförderungsgesetzes FFG 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir danken fair die Einladung zur Anhörung zum Entwurf der Bundesregierung zur Änderung des Filmförde-

rungsgesetzes. Die Produzentenallianz ist die bedeutendste Vereinigung von Produktionsunternehmen audio-

visueller Inhalte in Deutschland. Sie vertritt ca. 210 Mitgliedsunternehmen. 

Zur Vorbereitung auf die Anhörung dürfen wir Ihnen nachstehend unsere maßgeblichen Anliegen im Zu-

sammenhang mit der zu beschließenden Novelle des FFG mitteilen: 

Wir haben mit Schreiben vom 25. Juli 2012 detailliert zum Referentenentwurf des BKM für ein 7. Gesetz zur 

Änderung des Filmförderungsgesetzes Stellung genommen. Wir dürfen Ihnen in der Anlage diese Stellung-

nahme, die die einzelnen Punkte der Novelle anspricht, noch einmal in konzentrierter Form übermitteln. 

Dabei haben wir die Punkte weggelassen, die im Hinblick auf die nunmehr vorgeschlagene kürzere Laufzeit 

der Novelle von geringerer Bedeutung erscheinen oder die eine so grundlegende Änderung der Novelle er-

fordern würden, dass eine Umsetzung im Rahmen der derzeitigen Novelle als unrealistisch erscheint. 
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Im Rahmen der vorliegenden Stellungnahme zum Regierungsentwurf für ein neues FFG dürfen wir uns auf 

folgende [drei] aus unserer Sicht besonders wichtigen Punkte beschränken, die auch ohne Änderung der 
Grundkonzeption des Entwurfes umgesetzt werden können: 

1. Die Produzentenallianz begrüßt, dass die derzeit zur Verabschiedung anstehende Novelle des FFG für 
einen kürzeren Zeitraum Geltung erhalten soll. Entgegen der vorgeschlagenen Geltungsdauer von 2,5 

Jahren regen wir allerdings an, eine Geltungsdauer von lediglich zwei Jahren vorzusehen. Der Zeit-

raum von zwei Jahren (2014 und 2015) erscheint als ausreichend, um eine stärker zukunftsorientiertes 
FFG zu entwerfen und eine Verständigung über die grundlegenden Änderungsmöglichkeiten des FFG 

herbeizuführen. Demgegenüber würde eine Geltungsdauer von 2,5 Jahren im Jahre 2016 die Pla-
nungsunsicherheit mit sich bringen, dass für das erste Halbjahr auf der Grundlage des jetzt zu be-

schließenden FFG und im zweiten Halbjahr auf der Grundlage des dann neu zu verabschiedenden 

FFG gearbeitet werden müsste. 

2. Das erste materielle Hauptanliegen stellt für die Produzenten von Kinofilmen eine Änderung des § 34 

Abs. 2 S. 1 FFG dar, der es gerade kleinen und mittleren Produktionsunternehmen erleichtern würde, 

den nach dieser Vorschrift zu erbringenden Eigenanteil darzustellen (s. Ziff. 3.22 unserer Stellung-
nahme). Bis zur Novelle des Jahres 2009 war es zulässig, diesen Eigenanteil auch durch nachgewiese-

ne Minimum-Garantien, Lizenzansprüche und Lizenzanteile von Co-Produktionsanteilen der Sender 

zu erbringen. Das ist aufgrund des damals in das Gesetz eingeführten § 34 Abs. 2 FFG heute nicht 
mehr möglich. Wegen der Kapitalschwäche vieler kleinerer Produktionsunternehmen führt die jetzige 

Regelung dazu, dass diese Produktionsunternehmen zum Nachweis ihres Eigenanteils alle von ihnen 

erbrachten Eigen- und Vorleistungen zurückstellen und damit erst aus künftigen Erlösen des Filmes 
vergütet erhalten. Damit können diese Produktionsunternehmen während der ganzen Produktionszeit 

keinerlei Einnahmen aus den von ihnen realisierten Kinoproduktionen beziehen, obwohl die Budgets 
der Filme vollständig finanziert sind. Nachdem nicht wenige Produktionsunternehmen aber nur einen 
Film im Jahr oder gar nur alle zwei Jahre fertig stellen, bedeutet dies, dass sie ein oder zwei Jahre auf 

künftige Erlöse aus der Verwertung des Films warten müssen. Das führt zu einer dramatischen Ver-

schlechterung ihrer Cash Flow Situation und damit zu einer der Intention des FFG zuwider laufenden 
Schwächung des Eigenkapitals dieser Produktionsunternehmen. Viele Produktionsunternehmen kön-

nen eine solche Zeit von ein bis zwei Jahren nicht überbrücken und müssen deshalb von einer Reali-
sierung auch von durchfinanzierten Produktionen Abstand nehmen. 

Auch von der ratio legis erscheint die Regelung des § 34 Abs. 2 S. 1 FFG nicht geboten. Wenn ein 
Film unter Einschluss von Minimum-Garantien, Lizenzverkäufen und TV-Erlösen voll finanziert ist, 
hat er sein Marktpotential erwiesen. Auch eine Änderung in dem hier vorgeschlagenen Sinn würde 
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nicht dazu führen, dass die Produzenten ohne eigenes Risiko und ohne Einsatz eigener Mittel produ-

zieren könnten. Zum einen beginnt das fmanzielle und sonstige produzentische Engagement der Film-

hersteller ja nicht erst mit dem Drehbeginn. Vielmehr entwickeln sie die Stoffe oft über Jahre hinweg 

und geben hierfür (Drehbuchentwicklung, Rechteerwerb, Location Scouting, Budgetierung, etc.) be-

reits fünf- bis sechsstellige Beträge aus, bevor überhaupt ein Förderantrag gestellt werden kann. Zum 

anderen ist die Regelung aber auch nicht erforderlich, tun eine übermäßigen Förderanteil zu verhin-

dern. Hierfür tragen schon die Regelungen der §§ 26 Abs. 2 Nr. 4 und 37 Abs. 2 Nr. 4 FFG Sorge. 

Wir schlagen deshalb vor, § 34 Abs. 2 S. I FFG wie folgt zu ergänzen: 

„Der Eigenanteil kann finanziert werden durch Eigenmittel, durch Fremdmittel, die dem Hersteller 

darlehensweise mit unbedingter Verpflichtung zur Rückzahlung überlassen worden sind, durch Eigen-

leistungen des Herstellers, oder durch verbindlich zugesagte Minimum-Garantien. Lizenzerlöse und 

Lizenzanteile von Koproduktionsbeteiligungen Dritter. Der durch Eigenmittel oder " 

3. Das weitere Anliegen betrifft folgenden, in unserer Stellungnahme vom Juli 2012 noch nicht formu-

lierten Punkt: In § 23 Abs. 1 S. 3 FFG der Novelle soll die Möglichkeit der Aufstockung von Refe-

renzpunkten für Dokumentarfilme von 150.000 auf 100.000 reduziert werden. Das bedeutet für ent-

sprechende Dokumentarfilmproduzenten bei einem durchschnittlichen Punktewert von EUR 0,40 ei-

nen Verlust von bis zu EUR 20.000,-. Dieser Betrag mag gering erscheinen. Für Dokumentarfilmpro-

duzenten kann er aber darüber entscheiden, ob es ihnen gelingt, ein neues Projekt zu finanzieren. Zwar 

begrüßen wir grundsätzlich den Ansatz der Novelle, den Punktwert der Referenzförderung zu stärken. 

Wegen der relativ geringen Auswirkung des vorstehenden Änderungsvorschlags i.S.d. Erhaltung der 

geltenden Regelung für andere Produktionen und der entscheidenden Bedeutung, die diesen Beträgen 

für (las Entstehen von Dokumentarfilmproduktionen zukommen kann, sprechen wir uns dafür aus, es 

bei der derzeitigen Regelung zu belassen. 

4. Der Antrag „Originäre Kinderfilme aus Deutschland stärker fördern" wird von der Produzentenallianz 

begrüßt. Im Rahmen der hier zu erörternden Novelle des FFG können wir uns eine Übernahme der in 

Ziff. 3 und 12 der Handlungsvorschläge des Antrags formulierten Anregungen (Verlängerung des 

Zeitraums zur Erreichung von 25 000 Zuschauern von zwei auf drei Jahre in der Referenzfilmförde-

rung in § 23 Abs. 1 FFG und Ergänzung von § 15 Absatz 1 FFG um „die Handlung oder die Stoffvor-

lage setzt sich mit der Lebenswirklichkeit von Kindern und Jugendlichen auseinander") in die Novelle 

vorstellen. 
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Auch bei Umsetzung dieser Vorschläge wäre jedoch das aus Sicht der Produzenten der Produzentenal-

lianz wichtige Anliegen, den aus Deutschland stammenden Kinderfilm allgemein zu stärken, nur un-

zureichend erreicht. Wir unterstützen deshalb auch über die Änderung des FFG hinaus den in dem An-

trag formulierten Vorschlag, dass (a) die Bundesregierung die Filmförderungsanstalt (FFA) in ihren 

Bemühungen unterstützen sollte, eine Allianz aus den Sendern, Fördereinrichtungen, Produzenten, 

Verleihern, Kinobetreibern, Festivals und dem Bildungssektor zur Förderung des Kinderfilms zu 

schmieden und (b) eine Untersuchung zu den Auswirkungen einer etwaigen Sendequote für den deut-

schen Kinderfilm im öffentlich-rechtlichen Fernsehen in Auftrag zu geben. 

Mit freundlichen Grüßen 

(,0 

Prof. Dr. Mathias Schwarz 
Direktor für Internationales 
Service & Recht II 
Leiter Sektion Kino 














